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Pflegepolitische Wahlversprechen von Bundestagsparteien und BSW zur Bundestagswahl 20251  

 
1 Grundlage sind die publizierten Entwürfe der Wahlprogramme mit Stand 09.01.2025. Eine abschließende Überprüfung der Wahlversprechen findet statt, wenn alle 
hier zu Grunde gelegten Wahlprogramme beschlossen wurden.   

Thema SPD B90/DIE GRÜNEN CDU/CSU FDP DIE LINKE BSW 
Eigenanteile 
 

Pflegedeckel:  
Eigenanteil für die 
stationäre Langzeit-
pflege soll für alle 
Heimbewohner auf 
1.000 Euro pro Mo-
nat begrenzt wer-
den. Die Kosten für 
Miete und Essen 
kämen wie bisher 
obendrauf. Laut 
SPD würden Heim-
bewohner im Durch-
schnitt um 678 Euro 
entlastet. Wer zu 
Hause gepflegt 
wird, solle ebenfalls 
entlastet werden. 
So wolle die SPD 
die Zuzahlung für 
mobile Pflege bei 
1.000 Euro deckeln, 
damit die Unterbrin-
gung im Heim nicht 
zur günstigeren Al-
ternative wird. Es 
soll einen Besitz-
standsschutz ge-
ben. 

Pflege wieder be-
zahlbar machen. Es 
soll weiter für drin-
gend benötigte Ent-
lastung der Pflege-
bedürftigen gesorgt 
werden.  

Umfassenden ge-
sellschaftlichen Dia-
log über das zent-
rale Zukunftsthema 
Pflege damit die 
Versorgung von 
Pflegebedürftigen 
verlässlich und be-
zahlbar bleibt. 
Bei der Vorsorge für 
den Pflegefall auf ei-
nen Finanzierungs-
mix bestehend aus 
der gesetzlichen 
Pflegeversicherung, 
betrieblichen Mitfi-
nanzierung, Steuer-
mitteln sowie einer 
eigenverantwortli-
chen Vorsorge set-
zen. Bezahlbare 
Pflegezusatzversi-
cherungen können 
die Finanzierungslü-
cke in der Pflege 
schließen. Prüfung 
einer besseren steu-
erlichen Absetzbar-
keit solcher Modelle 

Mehr Anreize für pri-
vate Pflegevorsorge 
sowie für die Gleich-
behandlung von be-
trieblicher Pflege-
vorsorge und Be-
triebsrente. 

Eigenanteile kurz-
fristig senken und 
deckeln. Mit unserer 
Pflegevollversiche-
rung werden sie ab-
geschafft. Solidari-
sche Pflegevollver-
sicherung soll alle 
pflegerischen Leis-
tungen abdecken. 
Menschen mit Pfle-
gebedarf und ihre 
Familien müssen 
keinen Eigenanteil 
zahlen. Keine Pfle-
geleistung darf aus 
Kostengründen ver-
weigert werden. Mit 
der Pflegevollversi-
cherung werden die 
Kommunen entlas-
tet, weil sie nicht 
mehr für die Eigen-
anteile der Pflege-
bedürftigen aufkom-
men müssen. 

Die Eigenanteile für 
Pflegeheimbewoh-
ner müssen deutlich 
sinken. Pflegevoll-
versicherung, die 
überwiegend aus 
Steuermitteln finan-
ziert wird.  
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 als Teil einer nach-

haltigen Vorsorge. 
 

Finanzierung und 
Pflege-Bürgerver-
sicherung 

Beendigung des 
Nebeneinanders 
von gesetzlicher 
und privater Pflege-
versicherung Schaf-
fung eines gemein-
samen, solidarisch 
finanzierten Pflege-
systems: Erster 
Schritt: private Pfle-
geversicherungen in 
den Risikostruktur-
ausgleich einbezie-
hen.  
 

SPV von versiche-
rungsfremden Leis-
tungen entlasten 
bspw. indem die Fi-
nanzierung der 
Rentenbeiträge von 
pflegenden Angehö-
rigen über Steuern 
erfolgt.  
Beteiligung aller 
Versicherten an der 
Finanzierung. Auf 
dem Weg hin zu ei-
ner Pflegebürger-
versicherung sollen 
neben den gesetz-
lich Versicherten 
auch die Privatversi-
cherten in den soli-
darischen Finanz-
ausgleich einbezo-
gen werden. Bei-
tragsbemessung re-
formieren und bei-
spielsweise auch 
Kapitaleinnahmen 
zur Finanzierung 
unseres Gesund-
heits- und Pflege-
systems heranzie-
hen. 
 

Mit einer klaren Fi-
nanzierungsstruktur 
Voraussetzungen 
schaffen, um gute 
Pflege für Jung und 
Alt in unserem Land 
zu gewährleisten. 
Neben einer schnel-
len finanziellen Sta-
bilisierung Erarbei-
tung eines umfas-
senden Konzepts 
für eine stabile pfle-
gerische Versor-
gung in einer altern-
den Gesellschaft 
Dabei geht es auch 
darum, die Mittel der 
Sozialen Pflegever-
sicherung bedarfs-
gerechter so einzu-
setzen, dass finanzi-
elle Belastungen der 
Betroffenen best-
möglich abgefedert 
werden. 

Bestmögliche Ge-
sundheits- und pfle-
gerische Versor-
gung bei stabilen 
Beiträgen.  
Die Finanzierung 
der Pflege muss 
diversifiziert werden. 
Das umlagefinan-
zierte System der 
sozialen Pflegever-
sicherung als Teil-
leistung beibehal-
ten. Zur Stabilisie-
rung der Beitragss-
ätze eine kapitalge-
deckte Komponente 
ergänzen.  
 

Solidarische Ge-
sundheits- und Pfle-
geversicherung. Alle 
zahlen ein, Beiträge 
werden auf alle Ein-
kommen erhoben. 
Die Beitragsbemes-
sungsgrenze fällt 
weg. Auch auf Ein-
kommen aus Kapi-
talerträgen und an-
dere Einkommens-
arten müssen Bei-
träge gezahlt wer-
den. Privatversi-
cherte werden in die 
gesetzliche Kran-
kenversicherung 
einbezogen. 
Dadurch sinkt der 
Beitrag für die Kran-
kenversicherung 
von derzeit 17,1 auf 
etwa 13,3 Prozent 
des Bruttolohns. Für 
alle Menschen mit 
einem Monatsein-
kommen unter etwa 
7.100 Euro sinken 
die Beiträge. Der al-
lergrößte Teil der 
Bevölkerung wird 

Pflegevollversiche-
rung, die überwie-
gend aus Steuermit-
teln finanziert wird. 
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durch dieses Kon-
zept finanziell ent-
lastet, auch viele 
Selbstständige und 
Rentner*innen.  
 

Investitionskosten Investitionsaufwen-
dungen der Heime 
sollen zukünftig 
nicht vollständig auf 
die Bewohner um-
gelegt werden dür-
fen.  
 

     

Familienpflegezeit, 
Familienpflegegeld 
& pflegende Ange-
hörige 

Wer Angehörige 
pflegt, solle ähnlich 
wie beim Elterngeld 
Familienpflegegeld 
vom Staat bekom-
men. Das Elterngeld 
beträgt 65 Prozent 
vom vorherigen Net-
tolohn und maximal 
1.800 Euro im Mo-
nat. 
Mehr Zeitsouverä-
nität für alle pfle-
genden Angehöri-
gen. 
 

Wer die eigene Ar-
beitszeit für die 
Pflege reduziert, soll 
finanzielle Unter-
stützung in Form ei-
nes zeitlich be-
grenzten Ausgleichs 
der entgangenen 
Einkünfte erhalten. 
Die Leistung soll so 
ausgestaltet sein, 
dass mehrere Per-
sonen sich die 
Pflege teilen kön-
nen. Berufliche Frei-
stellungen sollen 
besser und flexibler 
möglich sein. 
 

Vereinbarkeit von 
Pflege und Beruf 
stärken. 

Für eine verbes-
serte Vereinbarkeit 
von Beruf und der 
Pflege von Angehö-
rigen sollen Kurz- 
und Tagespflege für 
pflegebedürftige 
Menschen ausge-
baut werden. Fle-
xible Arbeitszeiten, 
Teilzeit, Jobsharing, 
bzw. Topsharing und 
Homeoffce soll es 
Frauen wie Män-
nern ermöglichen, 
Beruf und Familie 
besser zu vereinba-
ren. 
Zugleich die Situa-
tion und besonderen 
Bedürfnisse 

Das Pflegeunterstüt-
zungsgeld reicht 
nicht aus: alle Be-
schäftigten sechs 
Wochen Freistellung 
bei vollem arbeitge-
berfinanziertem 
Lohnausgleich beim 
ersten Auftreten ei-
nes familiären Pfle-
gefalls. Alle pflegen-
den Angehörigen 
sollen Geldleistun-
gen und Renten-
punkte erhalten. 

Arbeitslosenversi-
cherung: Die Frist 
zur Erfüllung der 
Versicherungszeiten 
soll verlängert wer-
den, Zeiten der Kin-
derbetreuung und 
Pflege von Angehö-
rigen müssen aner-
kannt werden. 
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pflegender Kinder 
und Jugendlicher in 
den Blick nehmen. 
 

Altenhilfe / Rolle 
der Kommunen in 
der Pflege, Versor-
gungssicherheit & 
Pflegeinfrastruktur 

Kommunen sollen 
mehr Möglichkeiten 
erhalten, darüber zu 
entscheiden, wo 
und in welcher Trä-
gerschaft sich Ein-
richtungen und Pfle-
gedienste ansie-
deln. 
Beratung, Vernet-
zung und Anlaufstel-
len für die Pflegebe-
dürftigen und ihre 
Angehörigen aus-
bauen und neue 
Wohnformen verste-
tigen, um die be-
darfsgerechte Pfle-
geinfrastruktur zu 
stärken. 
 
 

Angebote im Quar-
tier, also vor Ort, för-
dern und so auch 
Pflegebedürftigkeit 
hinauszögern. 

Schaffung guter 
Rahmenbedingun-
gen für Pflegebe-
dürftige, ihre Ange-
hörigen und die Be-
schäftigten in der 
Pflege. 

Die Gesundheitsver-
sorgung patienten-
zentriert gestalten. 
Bekennung zur 
Selbstverwaltung 
und Stärkung der 
Freien Berufe. 

Rechtsanspruch auf 
Leistungen der Al-
tenhilfe. Altersdiskri-
minierung verbieten: 
Artikel 3 (3) GG soll 
um das Merkmal Al-
ter ergänzt werden. 
Überall in den Kom-
munen müssen Se-
niorenvertretungen 
eingerichtet werden. 
Kommunale Versor-
gungszentren als 
Rückgrat der woh-
nortnahen Gesund-
heitsversorgung för-
dern. Sie sollen 
zentrale Anlaufstelle 
für Patient*innen 
sein und die ambu-
lante Versorgung 
mit akutstationären, 
notfallmedizini-
schen, psychothera-
peutischen, (ge-
meinde-)pflegeri-
schen und weiteren 
therapeutischen Be-
handlungen verbin-
den. Stationäre und 
ambulante 

 



 
 

  Kontakt: Thorsten Mittag, altenhilfe@paritaet.org 
 
 

5 
 

Thema SPD B90/DIE GRÜNEN CDU/CSU FDP DIE LINKE BSW 
Versorgung gemein-
sam im Interesse 
des Gemeinwohls 
planen und gestal-
ten. 
 

Entlastungsleis-
tungen, Tages-
pflege und Co. 
 

 Den Zugang zur Ta-
gespflege wollen wir 
verbessern und An-
gebote ausbauen. 
Pflegebedürftige 
sollen Pflege, thera-
peutische Leistun-
gen oder Unterstüt-
zung bei der Haus-
haltsführung flexib-
ler als bisher in An-
spruch nehmen und 
miteinander kombi-
nieren können, zum 
Beispiel in Form ei-
nes Pflegebudgets. 
 

Mehr Vereinfachung 
mit einem Pflege-
budget erreichen, 
das flexibel für pfle-
gerische Leistungen  
eingesetzt werden 
kann.  
Durch starke Netz-
werke im direkten 
Umfeld soll einer 
hohen Anzahl von 
Pflegebedürftigen, 
so lang wie möglich-
ermöglicht werden, 
in den eigenen vier 
Wänden zu wohnen.  
 

Niedrigschwellige 
Beratungsangebote 
ausbauen. 

Die größte Entlas-
tung sowohl für 
Menschen mit Pfle-
gebedarf als auch 
für ihre pflegenden 
Angehörigen sind 
wohnortnahe, nicht-
kommerzielle und 
von einer solidari-
schen Pflegevollver-
sicherung abge-
deckte professio-
nelle Tages- und 
Kurzzeitpflege so-
wie unbürokratisch 
zugängliche Entlas-
tungsangebote. 
 

 

Prävention und 
Reha 
 

Mit Prävention und 
Reha Pflegebedürf-
tigkeit möglichst 
lange aufschieben. 

Mit Prävention und 
Reha Pflegebedürf-
tigkeit möglichst 
lange aufschieben. 
 

Prävention und 
Reha vor Pflege.  

Aktive Präventions-
strategie starten. 
Die Digitalisierung 
bietet hierbei große 
Chancen, zum Bei-
spiel durch Gesund-
heits-Apps, Teleme-
dizin und Wearab-
les. 
 

Gesundes Leben 
unabhängig vom ei-
genen Geldbeutel in 
allen Lebensberei-
chen ermöglichen. 

Prävention, alterna-
tive Behandlungs-
formen und die 
schlichte menschli-
che Betreuung kom-
men unter die Räder 
zugunsten einer im-
mer teureren „Repa-
raturmedizin“, der 
Bevorzugung von 
eingriffsbezogenen 
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Diagnosen und der 
Behandlung von 
Akuterkrankungen 
zuungunsten von 
chronischen Mehrfa-
cherkrankungen. 
Diese Fehlanreize 
müssen überwin-
den. 
 

Hospize und Palli-
ativversorgung 
 

  Angebote der Hos-
piz- und Palliativver-
sorgung ausbauen 
und so einen würde-
vollen Abschied aus 
dem Leben ermögli-
chen. Die aktive 
Sterbehilfe wir ab-
gelehnt. 
 

  Palliativmedizin, die 
Versorgung mit Hos-
pizen und die statio-
näre Pflege so för-
dern, dass diese 
Phase des mensch-
lichen Lebens in 
Würde verbracht 
werden kann.  
 

Verbesserung der 
Arbeitsbedingun-
gen 

Arbeitsbedingungen 
durch innovative Lö-
sungen und mehr 
Zeitausgleich ver-
bessern. 
Mehr Freizeitaus-
gleich, beispiels-
weise durch ver-
kürzte Wochenar-
beitszeit. 
Zusammenarbeit al-
ler Gesundheitsbe-
rufe stärken, mehr 
Durchlässigkeit 
schaffen und die 

Pflegekräfte brau-
chen Arbeitsbedin-
gungen, die ihnen 
die Zuwendung zu 
ihren Patient*innen  
möglich machen. 
Fachkräfte, die auf-
grund von Überlas-
tung den Job verlas-
sen haben, sollen 
mit einer Rückkehr-
Offensive zurückge-
wonnen werden – 
bspw. durch eine 
bessere 

Attraktive Arbeitsbe-
dingungen durch 
planbare Einsatzzei-
ten und Springer-
pools zum Abfedern 
von Belastungsspit-
zen, Aufstiegsmög-
lichkeiten, neue Be-
rufsbilder und An-
werbungen im Aus-
land. Gleichzeitig 
Unterstützung des 
Einsatzes und die 
Zusammenarbeit 
multiprofessioneller 

Das veraltete Ar-
beitszeitgesetz ab-
schaffen, um flexible 
Arbeitszeiten zu er-
möglichen. 

Flächendeckende 
Entlastungstarifver-
träge haben, bes-
sere Arbeitsbedin-
gungen und bun-
desweite Offensive 
zur Rückanwerbung 
für Pflegekräfte 
und weitere Be-
schäftigte im Ge-
sundheitswesen, die 
den Beruf verlas-
sen.  
Allgemeinverbindli-
che Tarifverträge. 

Bessere Bezahlung. 
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Befugnisse von 
Pflegefachpersonen 
erweitern. Gleichzei-
tig werden wir den 
Zugang zu Weiter-
bildung und gesund-
heitsfördernden 
Maßnahmen er-
leichtern. 
 

Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf. 
Das Potenzial soll 
durch Beratung, die 
weitere Umsetzung 
höherer Personal-
schlüssel, mehr 
Kompetenzen für 
den Pflegeberuf und 
bessere Aufstiegs-
chancen gehoben 
werden.  
 

Teams und von 
Fachkräften unter-
schiedlicher Qualifi-
kationsstufen.  

Die Berufe von 
Kranken- und Alten-
pflege sind zusam-
mengelegt worden. 
Trotzdem besteht 
noch eine Lohnlü-
cke von etwa 300 
Euro: Sie muss ge-
schlossen werden.  
 

Stärkung von Pfle-
gefachkräften 

Maßnahmen zur 
Einführung der Ad-
vanced Practice 
Nurse und Gemein-
deschwestern. 
 

 Stärkung der Rolle 
von Pflegefachper-
sonen. 

 Gesundheitsberufe 
wie Apotheker*in-
nen, Pflegekräfte, 
Therapeut*innen 
(Heilmittel), Hebam-
men, medizinische 
Fachangestellte und 
Notfallsanitäter*in-
nen bringen ihre 
speziellen Kompe-
tenzen mit und sind 
für eine gute Versor-
gung unentbehrlich. 
Sie sollen stärker ei-
genverantwortlich 
behandeln und ver-
sorgen können. 
 

 

Ausbildung 
 

Verbesserung für 
Praxisanleitung in 
der Pflegeausbil-
dung.  

Ausbildungsbedin-
gungen verbessern 
und für die 

Unterstützung der 
Entwicklung der Be-
rufsschulen. Im 
Bündnis mit 

Junge Menschen in 
Ausbildung vom 
Rundfunkbeitrag be-
freien. 

Ausbildungsoffen-
sive. 

Mehr Pflegeperso-
nal ausbilden. Be-
nachteiligung der 
Kinder- und 
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Pflegeassistenz ver-
einheitlichen.  
 

Arbeitgebern, Ar-
beitnehmern und 
Kammern machen 
wir die Berufsbil-
dung zukunftsfest. 
Die Allianz für Aus- 
und Weiterbildung 
führen wir fort. 
 

Jugendmedizin ist 
aufzuheben, die 
Ausbildung zur Kin-
derkrankenpflege 
wieder aufzuneh-
men.  
 

Anwerbung Weltweite Anwer-
bung und Integra-
tion von Fachkräften 
ausbauen. 
 

Die Anerkennung 
von ausländischen 
Berufsabschlüssen 
vereinfachen und 
Schaffung einer 
zentrale Anerken-
nungsstelle.  

Anwerbung steht im 
Kontext mit Verbes-
serung der Arbeits-
bedingungen.  

Im Inland und Aus-
land mehr Pflege-
fachkräfte gewin-
nen. Dafür Anerken-
nungsverfahren für 
ausländische Pfle-
gekräfte drastisch 
vereinfachen. 
 

Aufenthalts- und Ar-
beitserlaubnisse un-
abhängig von Be-
schäftigungsdauer 
und Arbeitgeber so-
wie fächendeckende 
Kontrollen zur 
Durchsetzung des 
Mindestlohns. Quali-
fikationen und Ab-
schlüsse auch von 
Nicht-EU-Bürger*in-
nen müssen schnel-
ler anerkannt wer-
den. 
 

Statt primär auf die 
Anwerbung auslän-
discher Fachkräfte 
zu setzen und damit 
die Abwanderung 
qualifizierten Perso-
nals aus ihren Hei-
matländern zu för-
dern, in erster Linie 
junge Menschen in 
Deutschland qualifi-
zieren und ausbil-
den. 

24h Betreuung     Die prekäre Lage 
von Menschen in ih-
ren Herkunftslän-
dern wird für eine 
Beschäftigung in der 
„24-Stunden Betreu-
ung“ unter inakzep-
tablen Bedingungen 
ausgenutzt. Es 
braucht eine 
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Regulierung dieser 
Beschäftigungsver-
hältnisse mit Sozial-
versicherungs-
schutz, gesetzlicher 
Arbeitszeit, Urlaub 
und Mindestlohn. 
 

Wohnen  Pflegebedürftige 
und ihre pflegenden 
Angehörigen sollen 
bei der Vergabe von 
sozialem Wohnraum 
aufgrund der beson-
deren Raumvoraus-
setzungen für die 
Pflege bevorzugt 
werden. 
 

Mehrgenerationen-
Wohnen, die ge-
meinschaftliches 
Wohnen mehrerer 
Generationen zum 
Ziel haben, fördern. 

Stationäre und am-
bulante Einrichtun-
gen sollen mehr Ge-
staltungsmöglichkei-
ten in der Versor-
gung erhalten. 
Durch neue Wohn- 
und Betreuungsfor-
men, in denen 
Pflege- und Betreu-
ungskräfte sowie 
Angehörige die Ver-
sorgung gemeinsam 
übernehmen, wollen 
wir starre Sektoren-
grenzen abbauen. 
 

 Altersgerechte Um-
bau von Wohnun-
gen durch kommu-
nale und genossen-
schaftliche Woh-
nungsunternehmen 
ist vorrangig mit 
staatlichen Mitteln 
zu unterstützen. 
Quote für altersge-
rechte und barriere-
freie Wohnungsan-
gebote und ein ge-
setzliches Räu-
mungsverbot ge-
genüber älteren 
Menschen. Senio-
rengerechtes, be-
treutes Wohnen 
muss in die Richtli-
nien des sozialen 
Wohnungsbaus mit 
bundesweiten Quali-
tätsstandards veran-
kert werden. 
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Corona 
 

Staatliches Krisen-
management in der 
Corona-Pandemie 
umfassend aufar-
beiten, um daraus 
lernen zu können. 

  Die während der 
Corona-Pandemie 
eingeführten Son-
derregelungen zur 
telefonischen Krank-
schreibung abschaf-
fen.  Parlamentari-
scher Untersu-
chungsausschuss, 
um echte Aufklärung 
und Transparenz 
durch ein geordne-
tes Verfahren zu ge-
währleisten und 
Handlungsempfeh-
lungen für zukünf-
tige Krisen zu ge-
ben. 

 Corona-Politik auf-
arbeiten und Un-
recht wiedergutma-
chen. Infektions-
schutzgesetz (IfSG) 
überarbeiten. Die 
Änderungen in der 
CoronaZeit haben 
Möglichkeiten für 
drakonische Maß-
nahmen geschaffen 
und diese bestehen 
bis heute fort. Insbe-
sondere den § 22a 
IfSG (Regelungen 
zum Impf-, Genese-
nen und Testnach-
weis bei COVID-19 
sowie COVID-19-
Zertifikate) und den 
Maßnahmenkatalog 
des § 28a IfSG auf-
heben. 
 

Entbürokratisie-
rung 

Bürokratischer Auf-
wand soll reduziert 
werden.  
 

Dokumentations-
pflichten und  
Bürokratie in der 
Pflege auf ein Min-
destmaß reduzie-
ren. 
 

Alle Berufsgruppen 
von Bürokratie ent-
lasten. 
Enge Verzahnung 
von Medizinischem 
Dienst und Heimauf-
sicht zur Vermei-
dung von Doppel-
strukturen an und 
prüfen deren Zu-
sammenlegung. 

Befreiung von Pfle-
geanbietern von 
doppelten Prüfun-
gen ohne Mehrwert, 
unnötigen Nach-
weis- und Doku-
mentationspflichten 
und überbordenden 
Vorgaben.  
Sofortiges dreijähri-
ges Moratorium für 

 EU-Auflagen, die 
Unternehmen über-
mäßig belasten, de-
ren Nutzen jedoch 
fragwürdig ist, soll-
ten nicht mehr in na-
tionales Recht über-
nommen werden. 
Die Vorschriften zur 
Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung von 
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Bekämpfung über-
bordende Bürokratie 
und wollen Öff-
nungsklauseln und 
Erprobungsmöglich-
keiten für flexible 
Lösungen und neue 
Modelle schaffen. 
Ziel ist: Mehr Zeit für 
den Menschen und 
weniger Zeit für Ver-
waltung.  
 

Bürokratie: In dieser 
Zeit dürfen keine 
neuen Regularien 
beschlossen wer-
den, die für Unter-
nehmen zu neuen 
bürokratischen Be-
lastungen führen, es 
sei denn, sie sind 
vorher in gleichem 
Umfang abgebaut 
worden. Bürokratie-
freies Jahr für Be-
triebe, in dem sie 
keine Berichtspflich-
ten erfüllen müssen. 
Es muss jedes Jahr 
ein Jahresbürokra-
tieentlastungsgesetz 
geben, um einen 
Abbau-Pfad für 
überflüssige Rege-
lungen zu schaffen. 
Mit einer Bürokratie-
bremse im Grund-
gesetz Verankerung 
des Bürokratieab-
baus in unserer Ver-
fassung. Bürokratie-
Monster, wie etwa 
die Bonpflicht, er-
satzlos streichen. 
Betriebe dürfen sich 
nicht länger mit Pa-
pierkram. 

Unternehmen (ESG) 
etwa führen zu un-
nötiger Bürokratie. 
Als Sofortmaß-
nahme wird die 
Pflicht zur sog. 
Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung sofort 
ausgesetzt. Reform 
des Lieferkettenge-
setzes, um das Ver-
hältnis von Nutzen 
zu Aufwand zu ver-
bessern. Schwellen-
werte so gestalten, 
dass kleine und 
mittlere Unterneh-
men (KMU) stärker 
von Berichts- und 
Dokumentations-
pflichten befreit wer-
den. Ziel ist es, den 
unternehmerischen 
Freiraum zu erwei-
tern und damit Inno-
vationen zu fördern. 
Digitalisierung kann 
Bürokratielasten 
nach oben treiben, 
vor allem für klei-
nere Betriebe und 
Selbstständige, 
wenn sie zwangs-
weise verfügt wird. 
Das ist etwa bei der 
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Schriftform zur Aus-
nahme machen. Die 
Aufbewahrungsfrist 
für Buchungsbelege 
auf fünf Jahre ab-
senken. Daten-
schutz: Daten-
schutzaufsicht ver-
einheitlichen und so 
für eine einheitliche 
Auslegung und An-
wendung des Da-
tenschutzrechts sor-
gen. Datenschutz-
aufsichtsbehörden: 
Grundgesetz so än-
dern, dass Bund 
und Länder effektiv 
zusammenarbeiten 
und die Daten-
schutzkonferenz 
verbindliche Be-
schlüsse fassen 
kann. 
Vergaberecht dras-
tisch vereinfachen. 
Die Die Wertgrenze 
für Direktaufträge 
auf 100.000 Euro 
anheben. Berichts-, 
Dokumentations- 
und Nachweispflich-
ten drastisch redu-
zieren. Berichts-
pflichten aus dem 

Pflicht zur elektroni-
schen Rechnungs-
stellung der Fall. 
Oder auch bei sei-
tenlangen Daten-
schutzerklärungen, 
die niemand liest, 
die aber abgemahnt 
werden können. 
Derartige Zwangs-
maßnahmen wer-
den abgelehnt.  
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„Green Deal“ der 
EU-Kommission ab-
schaffen. 
Unnötige Bürokratie 
im Gesundheitswe-
sen abbauen. trei-
ben 
 

Digitalisierung Darüber hinaus die 
Chancen der Digita-
lisierung nutzen, um 
die Pflege durch di-
gitale Produkte und 
Beratungsangebote 
noch besser zu un-
terstützen. Denn die 
Digitalisierung in der 
Pflege kann Präven-
tion fördern, Pflege-
bedürftigkeit vor-
beugen, verlässli-
ches Monitoring er-
möglichen und be-
stehende Versor-
gungsangebote 
besser vernetzen. 
Ausbau von KI-ge-
stützter Dokumenta-
tion. 

Unnötige Bürokra-
tie, die heutzutage 
digital und effizien-
ter laufen könnte, 
muss abgebaut und 
der Nutzen für Pati-
ent*innen erhöht 
werden, auch durch 
den Einsatz künstli-
cher Intelligenz. 

Digitalisierung im 
Gesundheitsbereich 
voranbringen. Die 
Potenziale der elekt-
ronischen Patien-
tenakte, von digita-
len Gesundheitsan-
wendungen oder 
des Einsatzes von 
KI werden im Ein-
klang mit dem  
Datenschutz weiter 
ausgeschöpft. Die 
Digitalisierung in  
der ambulanten Ver-
sorgung gezielt un-
terstützen. Durch 
Digitalisierung soll 
einer hohen Anzahl 
von Pflegebedürfti-
gen, so lang wie 
möglichermöglicht 
werden, in den eige-
nen vier Wänden zu 
wohnen.  

Zunehmende Digita-
lisierung der das 
Ehrenamt umgeben-
den steuer- und re-
gisterrechtlichen Ab-
läufe. 
Digitalisierung im 
Allgemeinen weiter 
vorantreiben. Durch 
digitale Anwendun-
gen, Automatisie-
rung und Robotik 
maßgeblich zur Ent-
lastung des Pflege-
personals beitragen. 

Digitale Gesund-
heitsanwendungen 
brauchen wissen-
schaftliche Bewer-
tungsverfahren. O-
pen-Source-Anwen-
dungen öffentlich 
fördern. 
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Vereinfachen der 
Dokumentationspro-
zesse, die viel Zeit 
in Anspruch neh-
men. 
 

Gemeinnützigkeit / 
Daseinsvorsorge 

Öffentliches und 
beitragsfinanziertes 
Geld soll in der Ver-
sorgung bleiben. 
Einfluss von Finan-
zinvestoren auf Ge-
sundheits- und Pfle-
geversorgung be-
grenzen. Öffentliche 
und gemeinnützige 
Träger stärken und 
für eine bezahlbare 
und gerechtere 
Kranken- und Pfle-
geversorgung sor-
gen. 
 

  Damit mit sich Eh-
renamtliche auf ihr 
Engagement kon-
zentrieren können, 
Vereine bei Haf-
tungsrisiken und Bü-
rokratie deutlich ent-
lasten. Digitale An-
gebote und Plattfor-
men für Ehrenamtli-
che sollen weiter 
ausgebaut werden. 
Reduzierung von 
Dokumentations- 
und Aufbewah-
rungspflichten. Zu-
nehmende Digitali-
sierung der das Eh-
renamt umgeben-
den steuer- und re-
gisterrechtlichen Ab-
läufe. 

Private Kapitalge-
sellschaften (insbe-
sondere Private 
Equity) investieren 
in großem Stil in 
Pflegeeinrichtungen 
und medizinische 
Versorgungszentren 
(MVZ), trimmen sie 
auf Profite und ver-
kaufen sie teurer 
weiter. Das soll ge-
stoppt werden. 
Pflegekonzerne aus 
der stationären 
Pflege herausdrän-
gen. Die Finanzie-
rung muss auf  Kos-
tendeckung ausge-
richtet werden. Pri-
vate Pflegeeinrich-
tungen in öffentliche 
Hand überführen. 
Reform des Ge-
meinnützigkeits-
rechts mit einer 
Klarstellung der als 
gemeinnützig aner-
kannten Zwecke. 

Gesundheits- und 
Pflegepolitik, die je-
dem Kranken und 
Pflegebedürftigen 
eine gute Versor-
gung sichert, und 
nicht eine, die die 
Profite von Pharma- 
und Klinikkonzernen 
sowie der Finanzin-
vestoren, die immer 
mehr Pflegeheime 
und Arztpraxen 
übernehmen, in die 
Höhe treibt. 
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Die Mitwirkung an 
der politischen Wil-
lensbildung muss 
ausdrücklich mög-
lich sein, ob zur Ver-
folgung eigener 
Zwecke oder dar-
über hinaus für De-
mokratie, Rechts-
staatlichkeit und 
Menschenrechte. 
 


